Ladung zum Gerichtstermin

Der Zeuge ist von der Ladung zum Hauptverhandlungstermin oft überrascht - gelegentlich wissen Zeugen, nicht zuletzt wegen der oft langen Verfahrensdauer, überhaupt nicht mehr, zu welcher Sache sie aussagen sollen. Auch dann ist aber Erscheinen Pflicht und ein Verstoß dagegen mit Sanktionen bedroht. Dabei kommen Ordnungsgeld und auch eine Vorführung durch die Polizei zum nächsten Termin in Betracht. 

Über das Ordnungsgeld als "Ungehorsamsstrafe" hinaus können dem nicht erschienenen Zeugen auch die Kosten auferlegt werden, die entstanden sind, weil er nicht gekommen ist. Falls wegen des Ausbleiben eines wichtigen Zeugens ein neuer Termin anberaumt werden muss, zu dem unter Umständen zahlreiche andere Zeugen erneut anreisen müssen, können diese Kosten eine ganz erhebliche Höhe erreichen. Falls also ein Zeuge aus einem wirklich wichtigen Grund (z.B. schwerer Krankheit) verhindert ist, sollte er sich unter allen Umständen mit dem Gericht in Verbindung setzen und die Sache abklären.
Zeugen sind verpflichtet, vor Gericht umfassend und wahrheitsgemäß auszusagen, wenn kein Zeugnisverweigerungsrecht besteht. Sie werden darüber vor Beginn ihrer Vernehmung belehrt. Falsche Angaben sind auch dann strafbar, wenn sie fahrlässig falsch gemacht werden; wird ein Zeuge auf seine Aussage vereidigt - was heutzutage selten geworden ist - beträgt bereits die Mindestfreiheitsstrafe ein Jahr.

Zeugen müssen damit rechnen, vom Gericht, vom Staatsanwalt und besonders vom Verteidiger des Angeklagten eindringlich befragt zu werden; insbesondere dann, wenn ihre Angaben im Widerspruch zu sonstigen Aussagen oder den Angaben des Angeklagten stehen. 
